
N i e d e r s c h r i f t 

 
 

über die öffentlichen Verhandlungen des Gemeinderats der Gemeinde Wiernsheim 
am 
 

Mittwoch, 03.03.2021 
 
 

im Bürgersaal Wiernsheim. 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und begrüßt die erschienenen Bürgerinnen und 
Bürger, Vertreter der Presse und natürlich die Gremiumsmitglieder herzlich und stellt 
fest, dass die Sitzungsunterlagen dem Gremium rechtzeitig zugegangen sind.  
 
Sodann tritt er in die Tagesordnung ein. 



TOP 1 Bebauungsplanverfahren und Verfahren zu den Örtlichen 
Bauvorschriften „Seite“ 

-   Abwägung der im Rahmen der Offenlage und der erneuten 
Offenlage eingegangenen Stellungnahmen 

-  Satzungsbeschlüsse 
 
BM Oehler verweist auf die Drucksache und informiert die Bürgerschaft nochmals 
über die Vertagung des Tagesordnungspunktes vom 17.02.2021 auf den 03.03.2021. 
Er freut sich, die Architektin des Büro Baldauf Frau Schäfer begrüßen zu können, die 
die Abwägungstabelle der Stellungnahmen vorstellen soll. Außerdem begrüßt er 
Landtagskandidat Philippe A. Singer, der das Vorhaben als Rechtsbeistand der 
Gemeinde betreut. Sodann übergibt er das Wort an Frau Schäfer, die anhand einer 
Präsentation alle wesentlichen Stellungnahmen ausführlich vorstellt. Dabei bezieht 
sie sich auf die eingegangenen Stellungnahmen, die auch aus der Drucksache 
hervorgehen. Sie erläutert, welche Anmerkungen berücksichtigt und dass alle 
Anregungen zur Kenntnis genommen werden sollen. 
 
BM Oehler dankt Frau Schäfer und dem Büro für die tolle Zusammenarbeit. Er 
informiert das Gremium, dass der Vertrag mit dem Einzelhändler Netto am jetzigen 
Standort noch um zwei Jahre verlängert werden konnte, um die Versorgung der 
Gemeinde zu gewährleisten. Die verkürzte Verlängerung von fünf Jahren auf zwei 
Jahre habe dabei jedoch eine Signalwirkung, weshalb Handlungsbedarf für den 
neuen Einzelhandelsstandort bestehe. 
 
GR Hudak äußert Bedenken hinsichtlich der Lärmbeeinträchtigungen für die 
Anwohner in der Nacht. Er fragt, ob man darüber hinaus für den Lärmschutz etwas 
erreichen könne und ob die Kosten auf die Betreiber des Standorts umgelegt werden 
können. 
 
BM Oehler informiert, dass er diesbezüglich im Rahmen der Erbpacht 
eingeschränkte Freiheiten habe und dass die Gemeindeverwaltung auch 
nachträglich dafür sorgen möchte, den Lärm durch verschiedene Maßnahmen wie 
beispielsweise Erdwälle auf gemeindeeigenen Grundstücken einzudämmen. Die 
Kosten hierfür seien im Vergleich zu den anderen Kosten überschaubar. 
 
GR Hudak fragt, ob man die Errichtung von Photovoltaikanlagen im Bebauungsplan 
verpflichtend mit aufnehmen könne. 
 
BM Oehler begrüßt die Einrichtung von Photovoltaikanlagen, sieht allerdings keine 
Möglichkeit, dies noch in den Bebauungsplan mit aufzunehmen. 
 
GR Stuible weist darauf hin, dass die Lärmschutzgrenzen bereits heute aufgrund der 
Landesstraße überschritten seien und dass das der Einzelhandelsstandort nicht der 
Verursacher des Lärms sei.  
 
BM Oehler verweist auf eine mögliche Auffüllung der Steinmauer am Rande des 
Wohngebietes mit Erde, um den Lärm zu reduzieren.  
 
GR Bäuerle spricht sich dafür aus, bei einem solchen Vorhaben Photovoltaikanlagen 
zu berücksichtigen. 



BM Oehler informiert, dass es zukünftig bei Vorhaben berücksichtigt werde, eine 
Aufnahme nach einigen Jahren der Planung nun jedoch schwierig sei. Auch er würde 
eine Errichtung von Photovoltaikanlagen bevorzugen. 
 
GR Pflüger verweist auf eine Mail von Kämmerer Enz mit Photovoltaikanlagen, die 
am Parkplatz errichtet werden könnten. 
 
GRin Sadler-Glos merkt den Anstieg an Fahrzeugen in der Iptingen Straße durch die 
Einkaufsläden an. 
 
BM Oehler erwidert, dass dies im Rahmen der Abwägung zur Kenntnis genommen 
werden soll. 
 
GR Stuible verweist auf das Lärmschutzgutachten und äußert, dass dadurch nicht 
wesentlich mehr Lärm entstehe. 
 
GRin Brandauer moniert, dass das Verfahren der Offenlage und der Abwägung 
einen enormen Aufwand darstelle und keine wesentlichen Änderungen bewirkt. 
 
BM Oehler antwortet, dass jegliche Abwägungsverfahren und auch andere Verfahren 
wie Ausschreibungen von Vorhaben sehr zeitintensiv sind, weshalb die 
Arbeitsabläufe enorm eingeschränkt werden. 
 
GRin Flattich äußert, dass viele Bürgerinnen und Bürger nicht aktiv in das Vorhaben 
eingebunden wurden und dass der Einzelhandelsstandort auch kleiner hätte geplant 
werden können. Sie hofft, dass sich die Fläche und das Vorhaben für die 
Bürgerschaft lohnen. 
 
GR Bolz widerspricht ihr in dem Hinblick, dass alle umliegenden Gemeinden 
ebenfalls über Einkaufsmöglichkeiten ihrer Größe entsprechend verfügen. 
 
GRin Sadler-Glos verweist darauf, dass der raumordnerische Vertrag mit dem 
Regionalverband Nordschwarzwald und dem GVV/ Gemeindeverwaltungsverband 
Heckengäu in Bezug auf den Drogeriemarkt unzulässig sei, da  
schon im Drogeriemarkt in Mönsheim bis zu 75 Prozent der Kaufkraft von außen 
kämen. Um die Fehlplanung eines weiteren Drogeriemarktes im GVV rechtlich 
abzusichern, sei eine Vereinbarung zwischen Bürgermeister Fritsch aus Mönsheim 
und Herr Oehler geschlossen worden, dessen Wortlaut durch GRin Sadler-Glos 
verlesen wird: „Die Gemeinden Mönsheim und Wiernsheim vereinbaren, dass ein 
Drogeriemarkt in Mönsheim und ein Drogeriemarkt in Wiernsheim gegenseitig 
mitgetragen werden. Das geschieht in dem Wissen, dass die geplanten 
Drogeriemärkte jeweils auf die Kaufkraft der Bürger der Nachbargemeinde zugreifen 
und bei Errichtung beider Märkte voraussichtlich die Umsatzleistung je Drogeriemarkt 
erheblich sinken wird.“ 
 
BM Oehler erwidert, dass er dem Vorhaben in Mönsheim nicht widersprochen habe, 
die Gemeinde Wiernsheim als Kleinzentrum jedoch die Berechtigung habe, über 
einen Drogeriemarkt zu verfügen. Daher wurde die Vereinbarung getroffen. 
 
 
 



Sodann erfolgt die 
 
Beschlussfassung:  
Den in der vorliegenden Abwägungstabelle vom 22.01.2021 Teil I und Teil II 
unterbreiteten Abwägungsvorschlägen wird nach Abwägung untereinander 
und gegeneinander Rechnung getragen. Der Gemeinderat stimmt den 
Vorschlägen der Behandlung und Abwägung aller betroffenen privaten und 
öffentlichen Belange und der Stellungnahmen aus den Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligungen mit drei Gegenstimmen mehrheitlich zu.  
Die Verwaltung wird mit drei Gegenstimmen beauftragt, das 
Abwägungsergebnis den Trägern öffentlicher Belange, den Behörden sowie 
den Bürgern mitzuteilen.  
Der Bebauungsplan „Seite“ wird mit drei Gegenstimmen nach § 10 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der derzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit 
§ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und § 74 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg jeweils in der derzeit geltenden 
Fassung mehrheitlich als Satzung beschlossen. Es gelten die Planzeichnung, 
der Textteil und die Begründung vom 22.01.2021.  
Die Örtlichen Bauvorschriften „Seite“ werden nach § 74 Landesbauordnung für 
Baden-Württemberg (LBO) in der derzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit 
§ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) jeweils in der 
derzeit geltenden Fassung mit drei Gegenstimmen mehrheitlich als Satzung 
beschlossen. Es gelten die Planzeichnung, der Textteil und die Begründung 
vom 22.01.2021.  
Die Verwaltung wird mit drei Gegenstimmen beauftragt, den Bebauungsplan 
und die Satzung über örtliche Bauvorschriften durch ortsübliche 
Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB zur Rechtskraft zu bringen. 
 
 


